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Informationen


„Kleine Lebenskreise“
Zweiter Bericht der Expertenkommission „Familie und demographischer Wandel 
Bereits im Juli 2009 legte die Expertenkommission „Demographischer Wandel“ im Auftrag der Robert-Bosch-Stiftung ihren zweiten Bericht vor: „Starke Familie – Solidarität, Subsidiarität und kleine Lebenskreise“. Unter dem Vorsitz von Kurt Biedenkopf analysieren darin der Familienexperte Hans Bertram und die ZEIT-Journalistin Elisabeth Niejahr die sich wandelnde Situation von Familien. Im Vorfeld der Veröffentlichung war bekannt geworden, dass Ministerin von der Leyen sich von dem Bericht distanziere, da dieser beispielsweise empfehle, den Rechtsrahmen der eingetragenen Lebensgemeinschaften auch auf andere Partnerschaftsmodelle auszudehnen, die bereit sind füreinander zu sorgen, und staatliche Sicherungssysteme durch ehrenamtliches Engagement zu entlasten. Tatsächlich fand dieser letztgenannte Vorschlag zwar ein hohes mediales Echo – wahrscheinlich, weil fast zeitgleich die Expertise des BMJ zu den gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften mit Kindern veröffentlicht wurde – doch im Bericht selbst bildet er nur einen kleinen Mosaikstein. Der vollständige Bericht findet sich unter http://www.bosch-stiftung.de/content/language1/downloads/Demographiebericht_gesamt.pdf
Subsidiarität als zentrales familienpolitisches Konzept

Die Lebensverhältnisse und Zukunftsperspektiven für Familien haben sich verändert und tendenziell verdüstert. Zentrale Variablen dieser veränderten Lebenswirklichkeiten sind die Entwicklungen in der Erwerbsarbeit, neue Lebensformen und der demographische Wandel. Mütter und Väter reagieren darauf mit der Bildung „kleiner Lebenskreise“, also „unterschiedlichen Formen des Zusammenwirkens von Eltern und Großeltern, Freunden und Nachbarn, ehrenamtlich Mitwirkenden, nachbarschaftlichen Netzwerken und unterschiedlichsten Kombinationen familiärer, freiwilliger und professioneller Zusammenarbeit“. Nur so können sie ihre individuellen Lebensentwürfe und ihre Sorge- und Pflegeverantwortung miteinander verbinden. Die kleinen Lebenskreise übernehmen Verantwortung für Aufgaben, die dem Wohl der Kinder, der Eltern, der Großeltern und Menschen um sie herum dienen. Doch – so die Expertenkommission - der Staat fördere diese Lebenskreise bei der Erbringung ihrer Fürsorgeleistungen nicht, sondern stütze mit seinen Steuern und Beiträgen allein die Kleinfamilien – und dies nicht einmal besonders erfolgreich, betrachtet man die hohen Armutsquoten von Kindern. Diese traditionelle und auch hinsichtlich der Geschlechterrollen überkommende Struktur der Sozialpolitik gelte es zu überwinden und durch ein familienpolitisches Konzept der Subsidiarität zu ersetzen. Neue familien- und sozialstaatliche Antworten seien auch deshalb unabdingbar, weil die Fundamente unserer Sozialsysteme schwanken – aus „mentalen“ und objektiven Gründen: Zum einen seien Menschen nur noch bedingt bereit, durch zusätzliche Leistungen das erforderliche wirtschaftliche Wachstum zu erwirtschaften. Und zum anderen stießen Mehrausgaben für die Sozialsysteme unter dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit an objektive Grenzen. In dieser Situation wird der Sozialstaat „gezwungen sein, (…) sich auf die Gewährung einer Grundausstattung zu beschränken: Grundsicherung, medizinische Grundversorgung, subsidiäre Pflegeversorgung.“ Dass der (Wohlfahrts-)staat nicht nur die Freiheit, sondern auch die Selbsthilfekräfte seiner Bürger schwäche und anonyme, bürokratische, entfremdete „Lösungen“ hervorbringe – diese Hauptthesen der konservativen Wohlfahrtsstaatkritik ziehen sich als Leitmotiv durch den gesamten Bericht. Das Verhältnis zwischen Staat und Familie müsse wieder „vom Kopf auf die Füße gestellt werden“, in dem sich der Staat auf diejenigen Sachverhalte beschränkt, die einheitlich zu regeln sind - u.a. werden genannt das Elterngeld, die Grundsicherung im Alter sowie – interessanterweise – das Konzept des Grundeinkommens für jedermann. 

Die Kommunalisierung der Familienpolitik 

Die Stärkung der Kommunen spielt im Bericht eine wichtige Rolle. Sie sei sachgerecht und notwendig, da Deutschland eine wachsende Heterogenität der Lebensverhältnisse nach Regionen aufweist. Dies zeige sich beispielsweise in unterschiedlichen Bevölkerungsdichten und Geburtenraten, der Konzentration von jungen Alleinstehenden in städtischen Metropolen und jungen Familien in ländlichen Kreisen sowie der Konzentration benachteiligter Familien in bestimmten städtischen Quartieren. Zentralstaatliche, einheitliche Modelle werden diesen Entwicklungen nicht gerecht. Nur kommunale familienpolitische Lösungen könnten die Eltern in ihrer Rolle als Care-Taker entlasten, wie beispielsweise durch Elternnetzwerke, Elterninitiativen, Großelterndienste, Familienpaten und Familienmentoren. 
Ehrenamtliches Engagement – kein Luxusmodell für bürgerliche Milieus 

Die Kommission fordert das zivilgesellschaftliche Engagement gerade auch „in bildungsfernen vielfach vernachlässigten Bezirken und Regionen“ ein, da der Sozialstaat dort mit der Lösung der Probleme überfordert ist. Dies wird beispielhaft illustriert am Engagement der Stadtteilmütter im Berliner Stadtteil Neukölln. 
Konkrete Vorschläge einer neuen Familienpolitik 
Die Expertenkommission macht vor diesem Hintergrund folgende Vorschläge zur Gestaltung von Familienpolitik:
· Einführung einer dem Elterngeld vergleichbaren Lohnersatzleistung für die Fürsorgeleistungen im höheren Lebensalter 

· feste Existenzsicherung von Kindern im Rahmen einer Grundsicherung 

· Stärkung der finanziellen Gestaltungsmacht der Kommunen durch ein Hebesatzrecht bei der Einkommenssteuer. 

· kommunale Quervergleiche und Bewertungen über deren familienpolitischen Aktivitäten und Initiativen 

· rechtliche Rahmenbedingungen nach Vorbild der eingetragenen Partnerschaften für Menschen, die füreinander Verantwortung übernehmen und tragfähige Bindungen eingehen wollen zum Beispiel für zusammen lebende alte Menschen, die bereit sind, einander zu pflegen. 

· Stärkung der Privathaushalte als Arbeitgeber, um  Modelle wie die Leih-Oma oder die Hausaufgabenhilfe zu fördern

· Bessere Ausbildungs- und Beteiligungsmöglichkeiten für über 60-jährigen, damit diese sich sowohl stärker am regulären Arbeitsmarkt beteiligen als auch Tätigkeiten extra commercium für Familien anbieten können

· Entlastung insbesondere von Alleinerziehenden und Mehrkindfamilien durch kostenlose ehrenamtliche und professionelle Unterstützung“. 

· Grundsicherung ohne Bedürftigkeitsprüfung für alte Menschen. 
Kritische Würdigung

„Starke Familie“ enthält gute konkrete Ansatzpunkte zur Analyse der aktuellen Lebenswirklichkeit der Familien in Deutschland und auch diskussionswürdige Lösungsvorschläge, beispielsweise eine stärkere Kommunalisierung der Familienpolitik. Wirklich neu ist das Konzept der „kleinen Lebenskreise“ und die Wiederbelebung des Subsidiaritätsprinzips allerdings nicht. Beide Konzepte finden sich bereits in den 80er Jahren in verschiedenen Denkschulen der CDU als „kleine Netze“ mit ihren Nachbarschafts- und Selbsthilfemodellen. In seinem Gesamtduktus knüpft der Bericht nahtlos an Publikationen der achtziger Jahre an, wonach der bundesdeutsche Sozialstaat ein Relikt aus vergangenen Epochen sei, wirkungslos und überdies von breiten Bevölkerungsschichten nicht gebraucht werde (z.B. in „Die verkannte Revolution“ vom Meinhard Miegel, Vorwort: Kurt Biedenkopf). Berechtigte Kritik – wie beispielsweise die vergleichsweise hohe Kinderarmut in Deutschland - wird durch die polarisierende anti-sozialstaatliche Rhetorik („Menschenzoo“) eher relativiert. Dass der (Wohlfahrts-)staat nicht nur die Freiheit, sondern auch die Selbsthilfekräfte seiner Bürger schwäche und anonyme, bürokratische, entfremdete „Lösungen“ hervorbringe – diese Thesen ziehen sich als Leitmotiv durch den gesamten Bericht. Die „umfassende Sozialpolitik“ habe alle Menschen, auch diejenigen, die sich selbst helfen können, zwangsweise in eine soziale Sicherheit einbezogen und untergrabe die Freiheit der Familien. Demgegenüber steht die empirische Realität: Bereits zur Beginn schildert der Bericht beispielhaft ganz individuelle „kleine Lebenskreise“ in unterschiedlichsten sozialen Milieus - offenbar gelingt es den Müttern und Vätern doch ganz gut, ihre bedarfsgerechten Lösungen zu leben, „trotz“ jahrzehntelanger sozialstaatlicher Bevormundung. 

Völlig ignoriert wird auch die Erfahrung, die sich in vielen gemeinwesenbezogenen Ansätzen zeigt, dass sich zivilgesellschaftliches Engagement nicht in allen Quartieren gleichermaßen entwickeln lässt. Ein Rückzug des Sozialstaates mit Verweis auf das Erfordernis zivilgesellschaftlichen Engagements könnte zur Folge haben, dass die Solidarität und Unterstützung in Mittelschichtsquartieren besser funktioniert und Menschen in benachteiligten Milieus noch weniger Unterstützung erfahren. Es war gerade eine Errungenschaft des Sozialstaates, Unterstützungsleistung gleichermaßen verlässlich zu organisieren und nicht dem Zufall zu überlassen.
Die Lektüre lohnt sich nicht zuletzt aus der Perspektive der anstehenden Bundestagswahl und möglichen Farbenspielen einer Koalitionsbildung, denn das Konzept der kleinen Lebenskreise vereinigt sowohl die klassisch konservative Kritik am bestehenden Wohlfahrtsstaat als auch basisdemokratische Konzepte wie beispielsweise das Konzept des Politikwissenschaftlers Claus Offe über ein allgemeines Grundeinkommen. Folgerichtig die Forderung am Ende des Berichtes, es solle mit einer grundsätzlichen Reformentscheidung nach der Bundestagswahl ein „Prozess der Erneuerung“ in Gang gesetzt werden.“
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